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Vorwort zur zweiten Auflage 

Die Ende 1992 erschienene Arbeit ist seit etwa zwei Jahren vergriffen.  Die zwei-
te Auflage erscheint als unveränderter Nachdruck mit einem ausführlichen Nach-
wort, in dem die bisherige Aufnahme in Literatur und Rechtsprechung dargestellt 
und eine Zwischenbilanz gezogen wird. Fragestellungen und Entwicklungen, Be-
stätigung wie kritische Stimmen werden aufgegriffen.  Zur besseren Verwendbar-
keit wird die Reihenfolge der Kapitel und der Untergliederungen der Arbeit wei-
testgehend beibehalten. Dies gilt für die konzeptionellen Grundlagen im 1. Teil 
ebenso wie für den praktischen „Test" der Konfliktschlichtungsformel  im 2. Teil, 
die Strukturfragen  im 3. Teil sowie das VerwaltungsVerfahrens-  und das Verwal-
tungsprozeßrecht im 4. und 5. Teil. Das Nachwort berücksichtigt Literatur und 
Rechtsprechung sowie Gesetz- und Verordnungsgebung seit 1993. Damit ist die 
Arbeit wieder auf dem neuesten Stand (Juli 2005). 

Der Verleger, Herr Prof. Dr. Norbert Simon, hatte die Idee für das Vorhaben und 
ermöglichte dessen rasche Verwirklichung. Dafür und für die vertrauensvolle, an-
genehme Zusammenarbeit sei ihm herzlich gedankt. 

Bonn, im Juli 2005 Matthias  Schmidt-Preuß 



Vorwort 

Die Arbeit wurde von der Redits- und Wirtschaftswissenschaftlichen  Fakultät 
der Universität Bayreuth im Wintersemester 1991/92 als Habilitationsschrift 
angenommen. In der vorliegenden Fassung ist sie auf dem Stand vom 1.7.1992. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Senator Prof. Dr. Walter Schmitt Glaeser, 
danke ich herzlich fur das Engagement bei der Betreuung der Arbeit, fachlichen 
und menschlichen Rat sowie die jederzeitige Gesprächsbereitschaft.  Herrn Prof. 
Dr. Peter Häberle, der das Zweitgutachten erstellt hat, gilt mein aufrichtiger 
Dank fur die großzügige Unterstützung des Habilitationsvorhabens, vielfaltige 
Anregungen und die stete Anteilnahme während der Anfertigung der Arbeit. 
Beide hatten mich ermutigt, nach den Jahren der Praxis in Bonn den Weg in die 
Wissenschaft zu beschreiten. 

Für die Gelegenheit zum Gedankenaustausch möchte ich Herrn Rechtsanwalt 
Dr. Ernst-Ludwig Neil, Lüneburg, danken. 

Der Deutschen Forschungsgemeinschaft verdanke ich ein Habilitations-
stipendium, dem Bundesministerium fur Wirtschaft die Beurlaubung zum 
Zwecke der Habilitation. Beides war Voraussetzung fur die Abfassung der 
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Dank besonderer Art schulde ich meiner Frau und meinem Sohn fur Geduld 
und Verständnis. 

Bayreuth/Bonn im Juli 1992 Matthias Schmidt-Preuß 
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A. Untersuchungsgegenstand und Grundproblematik 

I. Kollidierende Privatinteressen im Verwaltungsrecht und 
subjektives öffentliches  Recht 

1. Der  Konflikt  privater  Interessen  als Gegenstand  des  Verwaltungsrechts 

a) Die bipolare Ausgangslage 

Gegenstand der Arbeit sind kollidierende Privatinteressen im Verwaltungs-
recht. Die Zielsetzung ist, Voraussetzungen und Inhalt des subjektiven öffentli-
chen Rechts im multipolaren Veiwaltungsrechtsverhältnis1 zu ermitteln. M i t 
dem Begriff  der MuUipolarität  wird zum Ausdruck gebracht, daß es sich bei 
dem von einer verwaltungsrechtlichen Ordnungsnorm  geregelten Konflikt um 
einen Streit  zwischen  Privaten 2 handelt. Im Bild des Dreiecks stehen sich an den 
beiden Endpunkten Trager kollidierender Pr/vo/interessen gegenüber, während 
der Staat3, dem die Konfliktschlichtung im Einzelfall aufgegeben ist, die Spitze 
bildet. Die Thematik des subjektiv-rechtlich  verfaßten  Ausgleichs  kollidierender 

1 Der Sprachgebrauch ist noch nicht einheitlich, vgl. etwa Isensee,  in: Ossenbühl (Hrsg.), 
Eigentumsgarantie und Umweltschutz, 1990, S. 3 (6): "multilaterale ('polygonale') Verwaltungs-
normalität"; Ossenbühl,  ibid., S. 35 (36): "... in sog. multilateralen oder polygonalen Verwaltuqgs-
rechtsverhältnissen"; Scholz,  WDStRL 34 (1976), 145 (200): Beispiel der "mehrseitigen Ver-
waltungsrechtsverhältnisse kraft Verwaltungsakts mit Doppelwirkung"; Schmidt-^ßmann,  DVB1. 
1989, 533 (540): "... in mehrpoligen Verwaltungsrechtsverhältnissen ..."; Erichsen,  DVB1. 1983, 
289 (292): "Gefuge mehrpoliger Rechtsbeziehungen und Interessenverflechtungen";  Maurer, 
Allgemeines Verwaltungsrecht, Rdnr. 22 zu § 8 (S. 137): "polygonale  oder  mehrpolige  Verwal-
tungsrechtsverhältmsse"  (kurs. i. O.); Schmitt  Glaeser 9 in: Lerche/Schmitt Glaeser/Schmidt-
Aßmann, Verfahren als staats- und verwaltungsrechtliche Kategorie, 1984, S. 35 (55): "Bereich 
polygonaler Verwaltungsverhaltnisse"; Häberle,  in: ders., Die Verfassung des Pluralismus, 1980, 
S. 248 (262): "'mehrseitige', 'polygonale' Verwaltungsverhaltnisse"; Wahl,  JuS 1984, 577 (578): 
"Konzept vom mehrseitigen Verwaltungsverhältnis"; W.  Martens,  DÖV 1982, 89 (96): vom 
"bipolaren  zum trigonalen  Polizeirechtsverhältnis"  (kurs.i.O.). 

2 Demgegenüber verwenden Wolff/Bachof,  VerwR I, § 32 m c 2 ß (S. 209), den Begriff  der 
"Zivilperson", um eine Person zu bezeichnen, die "öffentlicher  Gewalt unterworfen,  also Träger 
öffentlich-rechtlicher  Pflichten und Rechte ist, ohne selbst Träger öffentlicher  Gewalt zu sein", 
während als "Privatperson" ein Träger privatrechtlicher Verpflichtungen und Berechtigungen 
definiert wird. 

3 Hierunter sind vor allem Bund, Länder und kommunale Gebietskörperschaften zu verstehen; 
sie handeln durch Behörden, denen wiederum das Verhalten ihrer Organwalter zugerechnet wird. 
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Privatinteressen  im Verwaltungsrecht  rückt anstelle der klassischen Staat-Bür-
ger-Relation das Horizontalverhältnis  der  Bürger-Bürger-Relation  in den Mittel-
punkt der Betrachtung.4 Während im Zivilrecht typischerweise Deckungsgleich-
heit von Verpflichtung und Berechtigung besteht, bedarf es im öffentlichen 
Recht jeweils des Nachweises, ob und inwieweit eine Verpflichtungsnorm auch 
subjektiv-rechtlichen Charakter hat. Für das bipolare?  VerwaltungsrechtsveAalt-
nis der Staat-Bürger-Beziehung  wird das subjektive öffentliche  Recht ohne 
weiteres durch die Schutznormtheorie6 in ihrer Fassung der Interessenschutz-
formel 7 bestimmt; ihr Fundament hat Bachof 8 mit Hilfe der Vermutungsthese 

4 Vgl. zur Gnindproblematik Schmidt-Aßmann,  Ordnungsidee, S. 21 ff.,  32; ders. 9 in: 
Maunz/Dürig, Rdnr. 3, 22 zu Art. 19 Abs. IV; Wahl,  in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann 
(Hrsg.), Konfliktbewältigung durch Veihandlungen, Bd. I, 1990, S. 283 (287); s. krit. zum Trend 
der Gesetzgebung Rupp, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HdbStR I, Rdnr. 46 zu § 28: Das "Bürger-
Büiger-Veihahms" werde "durch eine ausgedehnte und sprunghaft zunehmende staatliche Aufsichts-
verwaltung geprägt". 

5 Auch hier ist die Terminologie unterschiedlich; so wird die Bezeichnung "bilateral" (vgl. 
etwa Erichsen,  DVB1. 1983, 289 (292); Ossenbühl,  in: ders. (Hrsg.), Eigentumsgarantie und 
Umweltschutz, 1990, S. 35 (36); Isensee,  ibid., S. 3 (4)), "zweiseitig" (vgl. Wahl,  JuS 1984, 577 
(578)), "zweipolig" (s. Schmidt-Aßmann,  in: Maunz/Dürig, Rdnr. 3 zu Art. 19 Abs. IV) wie 
"bipolar" (vgl. Maurer,  Allgemeines Verwaltungsrecht, Rdnr. 22 zu § 8 (S. 137); Steinberg, 
Nachbarrecht, Rdnr. 13 I) verwendet; s. auch noch die Nachweise in Fn. 1. - Wiederum anders 
H.P.  Ipsen,  AöR 91 (1966), 86 (87): "Vertikalsicht des Einzelnen zum Staat", im Gegensatz dazu 
"horizontale Rundsicht der zivilen Eigentumsordnung, die primär auf Nachbarn und andere Einzelne 
blickt". 

6 Vgl. hier nur BVerwG, U.v. 6.10.1989 - 4 C 14.87, E 82, 343 (344); VGH Mannheim, 
B.v. 9.10.1989 - 10 S 1073/89, DVB1. 1990, 60 (61), sowie aus der Lit. Maurer,  Allgemeines 
Verwaltungsrecht, Rdnr. 8, 9 zu § 8 (S. 127 f.); Schmidt-Aßmann,  in: Maunz/Durig, Rdnr. 118, 
139 zu Ait. 19 Abs. IV; Stelkens/Sachs,  in: Stelkens/Bonk/Leonhardt, VwVfG, Rdnr. 15 zu § 50; 
WcififBachofy  VeiwR I, § 43 I b 2 (S. 322). S. im einzelnen C.IV.l.a.bb mit Fn. 18 und 19 sowie -
zur Darstellung der Gegenstimmen - b. Das Anwendungsfeld der Schutznormtheorie besteht im 
Gegensatz zu einer verbreiteten Ansicht (s. z.B. Zuleeg,  DVB1. 1976, 509 (515)) keineswegs nur 
im Drittschutzbereich. Verwiesen sei insoweit etwa auf BVerwG, U.v. 4.2.1982 - 3 C 19.81, E 65, 
19 (22): zu § 10 Abs. 3 BÄO, und Normen, die hoheitliche Fachplanungen oder dingliche Zustands-
regelungen zum Gegenstand haben. 

7 S. hier nur Maurer,  Allgemeines Verwaltungsrecht, Rdnr. 29 zu § 10 (S. 218): Bei Rechts-
widrigkeit des den Adressaten belastenden Verwaltungsakts sei "in aller Regel auch die Rechtsver-
letzung gegeben"; Papier,  in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HdbStR VI, Rdnr. 45 zu § 154; s. im 
einzelnen C.IV.2. - Auch im bipolaren Verwaltungsrechtsverhältnis ist vor einer Außerachtlassung 
der Schutznorm durch unmittelbaren Ruckgriff  auf Art. 2 Abs. 1 GG zu warnen. Dies ist namentlich 
in bezug auf die im Rahmen der Klagebefugnis praktizierte sog. "Adressatentheorie" (vgl. Achter-
berg,  Allgemeines Verwaltungsrecht, Rdnr. 88 zu § 24; s. auch Ule,  Verwaltungsprozeßrecht, § 33 
IV (S. 206 f.); Faber,  Verwaltungsrecht, S. 232) zu betonen; zu Recht distanziert Erichsen,  in: 
Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HdbStR VI, Rdnr. 43 ff.  zu § 152, sowie am Beispiel einer Ermessens-
entscheidung auch Schmidt-Aßmann,  in: Maunz/Dürig, Rdnr. 159 Fn. 24 zu Art. 19 Abs. IV, und 
VGH Mannheim, U.v. 18.3.1980.- IV 1631/79, NJW 1980, 1868 f. (keine Verletzung eines 
subjektiven öffentlichen Rechts auf fehlerfreie  Ermessensausübung bei Ablehnung der Ernennung 
unter Angebot einer Beschäftigung im Angestelltenverhältnis); a.A. Skouris,  NJW 1981, 2727 
(2728 f.). 
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gelegt. Demgegenüber stellen sich in multipolaren Konfliktlagen neue Fragen. 
Wie sich im einzelnen zeigen wird, sind die Grundlagen des subjektiv-rechtlich 
verfaßten  Ausgleichs  kollidierender  Privatinteressen  und namentlich das ver-
waltungsrechtliche  Horizontalverhältnis  der  Bürger-Bürger-Relation  noch 
weitgehend ungeklärt. Um nochmals das Bild des Dreiecks zu bemühen: Eine 
verwaltungsrechtliche "Verbindungslinie" zwischen den Endpunkten wird nicht 
hergestellt. Diese Bürger-Bürger-Relation zu erfassen, bereitet deshalb Schwie-
rigkeiten, weil die verwaltungsrechtliche  Dogmatik  im Kern nach wie vor 
bipolar  geprägt, d.h. auf das Verhältnis  Staat  - Bürger  bezogen ist. Dement-
sprechend galt und gilt das Augenmerk im öffentlichen Recht weithin der 
Spannungslage zwischen öffentlichen und privaten Interessen. Allerdings ist die 
Vorstellung einer schroffen  Trennung seit längerem einer differenzierten  Be-
trachtung des Gemeinwohls9 und seiner verfahrensrechtlichen  Konkretisierung10 

gewichen. Dennoch ist die Dogmatik des subjektiven  öffentlichen  Rechts  als 
einer der verwaltungsrechtlichen Grundkategorien in besonderer Weise vom 
Gegensatz zwischen Staat und Bürger, öffentlichem und privatem Interesse 
geprägt.11 Da die Schutznormtheorie in Gestalt der eingliedrigen Interessen-
schutzformel ein subjektives öffentliches  Recht dann annimmt, wenn eine Norm 
zumindest auch den Interessen des  einzelnen  zu dienen bestimmt ist, stellt sich 
die Frage, ob sie in dieser Form der multipolaren Konfliktlage gerecht werden 
kann oder einer Fortentwicklung bedarf. Hier setzt die vorliegende Arbeit an. 
Ihre Ausgangshypothese ist, daß Verwaltungsnormen unter bestimmten tatbe-
standlichen Voraussetzungen die Beziehungen zwischen den privaten Konflikt-
gegnern ordnen und damit die Grundlage subjektiver öffentlicher  Rechte im 
multipolaren Verwaltungsrechtsverhältnis bilden. 

b) Die praktische Bedeutung kollidierender Privatinteressen 
im Verwaltungsrecht 

Für die Aktualität multipolarer Konfliktschlichtung im Verwaltungsrecht sind 
vielfaltige tatsächliche Faktoren und Entwicklungen maßgeblich. So führt eine 
zunehmende Störanfälligkeit in Verdichtungsräumen12 immer häufiger zu 

8 In: GS f. W. Jellinek, 1955, S. 287 (296 ff.,  299 ff.),  sowie im einzelnen C.IV.2. 
9 Vgl. Häberle,  Öffentliches  Interesse, bes. S. 525 IT.; Scholz,  Wiitschaftsaufeicht,  S. 87 ff., 

164 f. 
10 S. Schmitt  Giaeser,  in: Lerche/Schmitt Glaeser/Schmidt-Aßmann, Verfahren als staats-

und verwaltungsrechtliche Kategorie, 1984, S. 35 (59 ff.). 
1 1 Vgl. Scholz,  WDStRL 32 (1976), 145 (199). 
1 2 Vgl. allg. Schmidi-Aßmann,  Die Verwaltung, 18 (1985), 273 (274 ff.),  mit der Fest-

stellung, daß im Grunde "viele Verdichtungsschäden Verteilungsprobleme*  seien (kurs. i.O.). 


